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Im Namen des Volkes "
___—___________

-
Urteil

in dem—Rechtsstreit

Verkündet am
200 April 1972

Amtsinspektor
als Urkundsbeamter

der Geschäftsste■s ;;
- Kläger und Revisionsbeklagter‚1■j

% 9.8 e n

Beklagte und Revisionsklägerinc

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf
die mündliche Verhandlung vom 20» April 1972 durch

Präsident Prof‚Dr; w a n n a g a
til

— Vorsitzender —‚ .
Bundesrichter ‘ Dr, S c h u b e r t ,Ü?if*°f3r

Bundesrichter S c h m i d t h a 1 s ‚””1f'"
Bundessozialrichter B e t h g e ‚.„i‚;_ _und L

Bundessozialrichter B e n e d y c
5"ü'k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten üird das Urteil "
des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
26° November 1970 aufgehoben»„;„fü;qgrs„„d»= ‘

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück-ä7l«f

verwiesen° ' > " ‘ ' M '
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Der Kläger war bis zum Ausgang des letzten Krieges Pfarrer

der Thüringer evangelischen Kirche° Es ist darüber zu ent—
_scheiden, ob er für die Zeit seiner Beschäftigung vor dem '

90 Mai 4945 nach Art° 6 5 48 des Fremdrenten— und Auslands—

renten-Neuregelungsgesetzes — FANG — vom 25„ Februar 4960

(BGBl I S„ 95) als nachversibhert gilt oder ob seine vor

dem 9° Mai 4945 in Thüringen ?erribhtete Beschäftigung

gemäß 5 47 Abs° 2 des Fremdrentengesetzes — FRG — (Art„ 4
FANG) einer Beschäftigung im Sinne des 5 46 FRG gleich—

steht°

Der am 45„ November 4906 geborene Kläger besuchte vom 40
September bis zum 54„ Dezember 4954 als Kandidat der Theo—

logie das Thüringer Predigerseminar in Eisenach. Danach

stand er in Thüringen im Dienst der Thüringer evangelisbhen
Kirche° Er war vom 4‚ Januar 4955 bis zum 54„ Dezember 4956 °-

Lehrvikar und Hilfsprediger‚ vom 49 Januar 4957 bis zum

54„ August 4945 Hilfspfarrer und vom 4° September 4945 an

Pfarrer° Seine letzten Dienstbezüge beliefen sich auf etwa
465,-— RM„ Vom 4„ Mai 4945 bis zum 54° Juli 4947 war er

ohne Bezüge beurlaubt° Aufgrund eines Beschlusses der

Spruchstelle der Thüringer evangelischen Kirche wurde er
_

mit Ablauf des 54„ Juli 4947 aus dem Dienst der Landeskir—

che entlassen„

Er war im Januar 4940 zum Wehrdienst eingezogen und im

Dezember 4945 aus der sich anschließenden Kriegsgefangen—

schaft entlassen worden„ Er kehrte nicht nach Thüringen

zurück, sondern begab sich nach Bethel bei Bielefeld„ Dort
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ist er seit April 4946 bei den Von Bodelschwingh'schen

Anstalten als Krankenpfleger angestellt„

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 45° Juli 4966 den

Antrag des Klägers auf Nachversicherung gemäß Art„ 6 5 48
FANG mit der Begründung ab, der Kläger sei erst nach dem

8‘ Mai 4945‚ nämlich am 54a Juli 4947 aus dem versicherunge—

freien Beschäftigungsverhältnis bei der Thüringer evangeli—

schen Kirche ausgeschieden; sein Dienstverhältnis zur Kirche

habe weder durch die Beurlaubung ohne Bezüge noch mit seiner

’Einberufung zum Kriegsdienst oder mit der Gefangenschaft ge—

endet; die mit diesem Beschäftigungsverhältnis verbundenen

Versorgungszusagen habe er erst am 54„ Juli 4947 verloren°

Die Nachversicherung für die Zeit vom 4° September bis zum
34° Dezember 4954 sei ohnehin nicht möglich, da der Kläger

während dieser Zeit noch in einem Ausbildungsverhältnis ge-
standen habe„- ‘

Wider5pruch und Klage blieben ohne Erfolg.

Das Landessozialgericht Nordrhein—Westfalen (LSG) hat durch

Urteil vom 26. Vovember 4970 (SozSich 4974, 485) das Urteil

des Sozialgerichts Detmold (SG) vom 28„ Mai 4968 und die
ergangenen Bescheide abgeändert und festgestellt‚ daß die

Beschäftigung des Klägers vom 4‚ September 4954 bis zum
18„ Mai 4945 im Dienst der Thüringer evangelischen Kirche

einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung im

Geltungsbereich des FRG (% 47 Abs° 2 iVm 5 46), für die
Beiträge entrichtet sind, gleichsteht° Es hat die Revision

zugelassen° Das LSG hat ausgeführt, der Kläger habe sich
während seiner Beschäftigung im Dienst der Kirche nicht im

”öffentlichen Dienst" befunden„ Einen allgemein gültigen
Begriff des “öffentlichen Dienstes“ gebe es nicht‘ Art„ 454

des Grundgesetzes (GG) habe die Ausfüllung dieses Begriffes

dem Gesetzgeber überlassen‚ Dies sei in € 4 des Gesetzes zur
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Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art° 151 GG

fallenden Personen — G 151 — geschehen° Geistliche seien

weder in 5 1 noch in 5-2 G 151 genannt; sie seien demnach
weder Angehörige des öffentlichen Dienstes noch seien sie

ihnen gleichgestellt° Daß der Begriff des öffentlichen

Dienstes in den einzelnen Gesetzen einen jeweils anderen

Inhalt haben sdle, entbehre der Begründung, wenn nicht in

dem Gesetz (hier Art, 151 GG) eine bestimmte Einschränkung

des Begriffes vorbehalten werde° Dies sei nicht geschehen„4

Deshalb sei der vielfach vertretenen Auffassung nicht zu
folgen, daß der Dienst in einer als öffentlich—rechtliche

Körperschaft anerkannten Religionsgemeinschaft als "öffent—

licher Dienst" anzusehen sei,

Die Beschäftigung des Klägers in der Zeit vom 4, September

1954 bis zum 8° Mai 1945 sei nach den reichsgesetzlichen _

Vorschriften versicherungsfrei gewesen, und zwar für die

Zeit vom 4° September bis zum 51, Dezember 1954 nach 5 12

Nr, 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) aF,'da

der Kläger in dieser Zeit lediglich für seinen Beruf ausge—
bildet worden sei, für die Folgezeit gemäß 5 11 Abs° 2 AVG

‚.,& I.‘ 4_\.

Gegen das Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt° Sie

rügt fehlerhafte Anwendung des Art, 6 5 18 FANGund der
55 16, 17 Abs„ 2 FRG„ Sie beantragt, das angefochtene
Urteil aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das

‘Urteil des Sozialgerichts Detmold vom 28° Mai 1968 zurück— fjfß

zuweisen° ‚”“

Der Kläger beantragt,

1°) die Revision zurückzuweisen,

2°) hilfsweise die Revision zurückzuweisen mit der
Maßgabe, daß das Berufungsurteil wie folgt abzu-
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ändern ist: auf die Berufung des Klägers wird
das Urteil des Sozialgerichts in Detmold vom

28, Mai 4968 und der Bescheid der Beklagten

v0m 45° Juni 1966 in der Gestalt des Wider—
spruchsbescheides vom 2„ Mai 4967 aufgehoben„
Es wird festgestellt‚ daß der Kläger für die

Zeit vom 4, September 1954 bis 8° Mai 4945 mit

Ausnahme seiner Kriegsdienstzeit als nachver—

sichert gilt°

II

Die Revision der Beklagten ist insofern begründet, als

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das

LSG zurückzuverweisen ist° Die tatsächlichen Feststellungen

in dem angefochtenen Urteil reichen zu einer abschließenden

Entscheidung nicht aus„

Zu Recht wendet sich die Revision gegen die vom LSG vertre—

tene Auffassung, die Beschäftigung des Klägers vom 4„ Sep—

tember 4954 bis zum 8° Mai 1945 im Dienst der Thüringer

evangelischen Kirche stehe äé■■■$ 17 Abs° 2 iVm 5 16 FRG
einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung im Gel—

tungsbereich des FRG, für die Beiträge entrichtet seien9

gleich° An den gesetzlichen Voraussetzungen des 5 47 Abs„2

FRG fehlt es schon deshalb? weil die Vorschrift sich aus—

drücklich nur auf eine Beschäftigung vor dem 9„ Mai 1945
außerhalb des öffentlichen Dienstes bezieht, die nach den

reichsgesetzlichen Vorschriften wegen der Gewährleistung

von Versorgungsanwartschaften versicherungsfrei gewesen ist°

Die Beschäftigung des Klägers im kirchlichen Dienst der

Thüringer evangelischen Kirche gehört aber zu dem öffent—

lichen Dienst im Sinne dieser Vorschrift°
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Dem LSG ist zuzugeben„ daß es einen angemein gültigen

Begriff des öffentlichen Dienstes nicht gibt° Das Gesetz

verwendet diesen Begriff in den einzelnen Bestimmungen

nicht einheitlich und in stets gleicher Bedeutung° Sein

Inhalt läßt sich daher nur nach dem Sinn und Zweck der
öeweiligen Gesetzesvorschrift ermitteln° Hier ist allein

entscheidend, welche Bedeutung dem gesetzlichen Tatbestandsw

merkmal des öffentlichen Dienstes in 5 47 Abs„ ? FRG zu—
kommt° Dies kann aber nicht — wie es das LSG getan hat —
daraus hergeleltet werden‚ in welchem Sinne der Begriff

des öffentlichen Dienstes in Art 454 GG aufzufassen und

wie er in 55 4 und 2 G 454 seine nähere Ausgestaltung er—
fahren hat° @ 47 Abs: 2 FRG ist eine Vorschrift des Sozial—

versicherungsrechts und speziell des Rechts der gesetzli—

chen Rentenversicherung‚ Deshalb ist auch alein entschei—

dend, was unter öffentlichem Dienst im Sinne der gesetz—

lichen Rentenversicherung zu verstehen istc Dies folgt

schon daraus‚ daß es sich um eine‚Beschäftigung gehandelt

haben muß‚ die nach den reichsgesetzlichen Vorschriften

— der Rentenversicherung — wegen der Gewährleistung von
Versorgungsanwartschaften versicherungsfrei gewesen ist„

Die Vorschrift knüpft also an die Regelungen in 55 469 ff
der Reichsversicherungsordnung aF (RVG), 55 44 ff AVG aF 5”

an, in denen für die Versicherungsfreiheit Wegen Gewähr—'“

leistung der Versorgungsanwartschaften danach unterschieden

wurde, ob es sich nur um eine Beschäftigung im öffentlichen

Dienst (@ 469 RVO aF, @ 44 AVG aF) oder auch um eine solche

im Dienst des Privatrechts, also in einem privatrechtlichen

Be$chäftigungsverhältnis (5 474 RVO aF7 % 4? AVG aF) han—
delte° Zu den im öffentlichen Dienst Beschäftigten gehör—

ten aber im Rentenrecht gemäß 5 469 Abs„4 K Satz 2 RVO aF‚
@44 Abs° 2 AVG aF die Geistlichen der als öffentlich—
rechtliche Korporationen anerkannten Religionsgesellschaf—

ten, zu denen die Thüringer evangelische Kirche zählte„ Daß
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auch der Gesetzgeber von dieser Abgrenzung der Beschäftigung

im öffentlichen Dienst von der in einem privatrechtlichen

■rbeits— oder Dienstverhältnis ausgegangen ist■und % 4? Abs„2

FRG nur fürbin Beschäftigungsverhältnis privatrechtlicher Art

gilt, ist mit
besonderer Deutlichkeit der Entstehungsgeschich—

te der Vorschrift im Zusammenhang mit der des Art„ 6 5 48 FANG

zu entnehmen,

In dem Gesetzgebungsverfahren hat der Bundesrat darauf hin—

gewiesen, aus 5 47 Abs° 2 FRG ergebe sich, daß die im öffent—

lichen Dienst beschäftigt gewesenen Personen, die weder von
diesem Gesetz noch von dem Gesetz zur Regelung der unter

Art, 454 GG faDenden Personen noch von 5 99 des Allgemeinen

Kriegsfolgengesetzes erfaßt seien, weiterhin ohne Versorgung

seien° Diese Lücke müsse geschlossen werden, In ihrer Stel—

lungnahme zu diesem Änderungsvorschlag hat die Bundesregie—

rung diese Auffassung bestätigt und ausgeführt, % 47 Abs„2

FRG beziehe nur Beschäftigungen privatrechtlicher Art in die

Rentenversicherung ein, weil es sich hier um einen Personen—

kreis handele, der seine Sicherung grundsätzlich im Rahmen

der gesetzlichen Rentenversicherung finde, Bei Beschäftigten

im öffentlichen Dienst handele es sich dagegen um ein Versor—

zungsproblem° Der Ausschuß für Sozialpolitik (20, Ausschuß)

hat sodann für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes

die Einfügung des Art 6 5 49 a FANG vorgeschlagen, der in der

Fassung des Art 6 5 48 FANG Gesetz geworden ist (vgl° hierzu

BT—Drucks° 4409/3„ Wahlperiode 8„ 85, 84; BT-Drucks„ 4552/5c

Wahlperiode S„ 57; zu Drucks° 4552 S° 6).

Die vor dem 9° iai 4945 aus dem deutschen öffentlichen Dienst

ausgeschiedenen Personen werden also, soweit für sie nicht

andere gesetzliche Regelungen gelten, von der fiktiven Nach—

versicherung des Art° 6 5 48 FANG, nicht aber von 5 47 Abs„2
FRG erfaßt, Bei Personen, die im privatrechtlichen Dienst

gestanden haben, findet mit der Vorschrift des 5 47 Abs, 2 FRG der
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Ausgleich durch die Anrechnung von Beschäftigungszeiten

statt (Jantz—Zveng—Eicher, Das neue Fremdrenten— und Aus—

landsrentenrecht‚ 2„ Auflage‚ Anm° 2 zu € 47 FRG)„ Der

Senat hat in seinem Urteil vom 207 April 4972 - 4 RA

?55/70 — entschieden‚ daß unter den Begriff des deutschen

öffentlichen Dienstes i„S„ des Art° 6 5 48 Abs„ 4 FANG
auch der öffentliche Dienst der Geistlichen der als öffent—

lich—rechtliche Korporationen anerkannten Religionsge—

'sellschaften fällt„ also der Geistlichen, deren Beschäfti—

gung nach 5 44 Abs„ 2 AVG aF‚ 5 469 Abs° 4 Satz 2 BVG aF

in der Rentenversicherung versicherungsfrei war„ Für die

Berücksichtigung ihrer Beschäftigungszeiten vor dem 9„Mai

‚
4945 kann jedenfalls nicht 5 47 Abs„ ? FRG‚ sondern nur

' Art„ 6 € 48 FANGoder 5 46 FRGunmittelbar angewandt
werden° Da der Kläger im Dienst der Thüringer evangeli—

schen Kirche vor dem 9„ Mai 4945 in keinem privatrechtli—

chen Beschäftigungsverhältnis LS° des @47 Abs° 2 FRG
gestanden und somit bei dieser Kirche auch keine Beschäfti

gung außerhalb des öffentlichen Dienstes i„S‚ dieser Vor— ‘

schrift verrichtet hat, steht sie auch einer Beschäftigung

i„s‚ des 5 46 FRGnicht gleich„ '

Der Kläger ist aber entgegen der Annahme der Revision
infolge seiner Beurlaubung ohne Dienstbezüge vom 40 Mai
4945 an am 30„ April 4945‚ also i„s„ des Arte 6 5 48 FANG

vor dem 9„ Mai 4945 aus dem deutschen öffentlichen Dienst

ausgeschieden und war von der Thüringer evangelischen

Kirche, also einem anderen Rechtsträger außerhalb des

Geltungsbereichés des FANG nach den im Zeitpunkt seines

Ausscheidens am 50„ April 4945 geltenden @48 Abs" 4 AVG
aF für die Zeit seiner versicherungsfreien Beschäftigung
nachzuversichern‚ ohne daß er nachversichert worden ist„

Daß der kirchliche öffentliche Dienst bei einer als öffenin

lich—rechtliche Körperschaft anerkannten Religionsgesell—
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schaft zu dem öffentlichen Dienst i°S„ dieser Vorschrift

rechnet‚ hat — wie bereits gesagt - der Senat in Übereinstim—

mung mit dem einhelligen Schrifttum in seinem Urteil vom 20°

April 1972 ausgesprochen und begründet° Nach 5 169 Abs° 1,

Satz 2 BVD aF, % 11 Abs° 2 AVG aF waren Geistliche der als

öffentlich-rechtliche Korporationen anerkannten Religionsge—

sellschaften versicherungsfrei„ Die Thüringer evangelische

Kirche war eine solche Religionsgesellschaft° Sie umfaßte

das Gebiet der ehemaligen sächsischen Herzogtümer (Weimar—

Eisenach, Gotha7 Meiningen und Altenburg), sowie der Schwarz—

burgischen und Reußischen Fürstentümer° Sieben bis dahin
selbständige Landeskirchen der genannten Gebiete schlossen

sich 1919 zur einheitlichen Thüringischen evangelischen Landes—‘

kirche zusammen (Evangelisches Kirchenlexikon‚ herausgegeben

von Heinz Brunotte und Otto Weber‚ Bd° III Sp° 1459)° Sie ge-
hörte im Jahre 1919 zu den Religionsgesellschaften LS° des

Art„ 157 Abs° V der Deutschen Verfassung vom 11° August 1919

(WRV)‚ die schon bisher Körperschaften des öffentlichen Rechts

waren und solche bleiben„ Seit 1948 ist sie Mitglied der Evan—

gelischen Kirche in Deutschland (EKD).

Die Beklagte ist der Auffassung, das kirchliche öffentliche
Dienstverhältnis des Klägers zur Thüringer evangelischen

‚
Kirche habe bis zu seiner Entlassung am 51° Juli 1947 bestan-

den° Erst mit diesem Zeitpunkt habe er Seine aus dem versi—

cherungsfreien Beschäftigungsverhältnis als Geistlicher be—
stehenden Versorgungsanwartschaften verloren° Seine Beurlau—

bung ohne Dienstbezüge vom 1° Mai 1945 an habe sein Dienstver—

hältnis zur Kirche nicht beendet° Deshalb sei er nicht i.S‚

des Art° 6 5 18 Abs‚1t FANG vor dem 9‚ Mai 1945 aus dem deut—
schen öffentlichen Dienst ausgeschieden, Diese Schlußfolgerung 9

ist indessen nicht gerechtfertigt, Es kommt für die Pflicht

zur Nachversicherung gemäß 5 18 Abs„ 1 AVG aF auf das unver:
sorgte Ausscheiden aus der versicherungsfreien Beschäftigung,

nicht aber auf die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses,
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also auch nicht auf die Beendigung des kirchenreohtlichen“t—P

Dienstverhältnisses an, Denn auch bei einer Fortdauer des

Arbeits— oder Dienstverhältnisses kann ein Ausscheiden'r""

aus der versicherungsfreien Beschäftigung vorliegen und ein ;

Nachversicherungsfall eintreten, also auch dann, wenn daszgd}

öffentlich—rechtlichekirchlicheDienstverhältnisfbrtbe—'
standen hat (vgl‚ hierzu BSG 16, 112; Brackmann, Handbuch

_
der Sozialversicherung, S° 626 h II), Aus der Beschäfti-"""."i

gung, in der der Kläger als Geistlicher der evangelischen—

lutherischen Kirche in Thüringen gemäß 5 11 Abs° 2 AVG aF';"l

in der Rentenversicherung versicherungsfrei war, ist er
K

aber mit seiner Beurlaubung ohne Dienstbezüge am 50° April

1945 ausgeschieden. An die Feststellung in dem angefoch—

tenen Urteil, daß der Kläger für die Zeit vom 10 Mai 1945

bis zum 51° Juli 1947 aus seinem kirchlichen Dienstver-

hältnis als Pfarrer ohne Dienstbezüge beurlaubt war —
die mit den Angaben in der Bescheinigung des Landeskirchen—

rats in Eisenach vom 2„ März 1962 übereinstimmt -, ist das
Revisionsgericht gemäß 5 165 des Sozialgerichtsgesetzes

" (SGG) gebunden, weil gegen diese Feststellung keine Re-
visionsrüge erh0ben werden istov

NachdemWortlaut desArt„ 6'5 18 Abs, 1 FANGgilt die ’
,„Vorschrift zwar nur für Personen, die vor dem 9° Mai 19452}31.

aus dem öffentliChen Dienst ausgeschieden sind„ Dies'ß fHÖWM>

' könnte dahin aufgefaßt werden, das Gesetz stelle es hier
"für die fiktive Nachversicherung nicht nur wie sonst im

‘ Nachversicherungsrecht darauf ab, daß die Person vor dem

9, Mai 1945 aus der versicherungsfreien Beschäftigung

ausgeschieden ist, sondern zusätzlich auch darauf, daß

das öffentliche Dienstverhältnis aus beamten— oder kirchen-

rechtlichen Gründen vor dem 9, Mai 1945 geendet hat„ Eine

solche Auffassung würde aber dem Charakter der Vorschrift
als einer Regelung der Nachversicherung im Rentenrecht
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nicht gerecht und auch dem Zusammenhang nicht Rechnung tragen,

in dem diese Fassung des Gesetzes gebraucht ist„ Dem Gesetz—

geber kam es hier nur darauf an, klarzustellen, daß die Vor—

schrift sich auf solche Personen beschränken soll‚ die vor

dem 9„ Mai 1945 aus dem öffentlichen Dienst und nicht aus
Diensten des Privatrechts ausgeschieden sind„ Zudem geht es

um solche Personen‚ die aus dem öffentlichen Dienst ausgeschie—

den sind und für die Zeit ihrer versicherungsfreien Beschäfti—

gung nachzuversichern waren und nicht nachversichert worden

sind° Aus dieser Verknüpfung des Ausscheidens aus dem öffent—

lichen Dienst mit der Pflicht zur Nachversicherung ergibt sich„

daß nur Personen gemeint sein können‚ die im Sinne des Nachvere

sicherungsrechts vor dem 9° Mai 1945 so aus dem öffentlichen

Dienst ausgeschieden sind‚ daß sie nach den zur Zeit ihres

Ausscheidens geltenden Vorschriften in den Rentenversicherungen

nnchzuversichern.waren„ Auch im Rahmen des Art" 6 5 48 Abs„1

FANG kommt also dem Begriff des Ausscheidens aus dem öffentli—

chen Dienst keine andere Bedeutung zu, als er sonst im Nach—

versicherungsrecht gilt°

Ein Ausscheiden aus der im Rentenrecht versicherungsfreien

Beschäftigung im Sinne des Nachversicherungsrechts liegt aber

auch bei einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge vor„ Dem Wesen

nach ist die in der Rentenversicherung versicherungsfreie Be-

schäftigung eine an sich rentenversicherungspflichtige Beschäf—

tigung‚ die nur infolge der gesetzlichen Ausnahmeregelungen ver»

sicherungsfrei gestellt ist“ Das Bestehen dieses an sich ren—

tenversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses setzt

in der Regel die Beschäftigung als Arbeitnehmer in persön—

licher und wirtschaftlicher Abhängigkeit vom Arbeitgeber

(Dienstherrn) gegen Zahlung-von Entgelt voraus: Wird für die

Zeit der Beschäftigung kein Entgelt gezahlt, so fehlt es — von
besonderen Ausnahmen abgesehen — an einer wesentlichen rechtli—

chen Vorausset2ugg für die rentenversicherung5pflichtige Be—

schäftigung„ Mangels Vorliegens einer an sich versicherungs— 7
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pflichtigen Beschäftigung besteht in einem solche Falle

sodann auch keine Beschäftigung, die nach den besonderen-:>

Vorschriften in der Rentenversicherung versicherungsfreiv”

sein könnte. Die Versicherung in der Rentenversicherung

hängt zudem von der Beitragsleistung ab° Für Zeiten der

Beurlaubung ohne Dienstbezüge können mangels Zahlung von

Entgelt keine Beiträge geleistet werden° Eine Zeit, für

die von vornherein kein Entgelt gezahlt wird und die Bei—

tragsleistung ausgeschlossen ist, scheidet als Zeit der

versicherungspflichtigen Beschäftigung auch aus diesem

Grunde aus, so daß sie auch nicht verSicherungsfrei gewesen

sein kann° Entscheidend aber ist, daß im Nachversiche-
rungsrecht bereits jede vorübergehende Unterbrechung des“

Dienstverhältnisses zum Ausscheiden aus der versicherungs— Ä**

freien Beschäftigung führt; denn nach 5 5 Abs° 1 der ' "

Verordnung über die Nachentrichtung von Beiträgen für ‚„.

versicherungsfreie Personen vom 4, Oktober 1950 (RGB1 I

S„ 459) idF der Verordnung vom 5„ Februar 4952 (BGBl I
S° 64) — Aufschub—VO — und ebenso nach dem geltenden Recht f,

des S 1405 Abs‚4 Buchst" b EVO, % 125 Abs„ 4 Buchst„ b AVG “°

wird die Nachentrichtung von Beiträgen aufgéschobeh, so-
lange die versicherungsfreie Beschäftigung vorübergehend

unterbrochen wird. Der typische Fall der vorübergehenden

Unterbrechung der versicherungsfreien Beschäftigung ist

aber gerade der Fall der Unterbrechung des Dienstverhält-

nisses durch Beurlaubung ohne Dienstbezüge (vgl° hierzu „

Zimmer, Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten,

% 125/5 4405 Anm„ 5; Brackmann, aaO 3° 626 h II). Im
gesetzlich geregelten Recht der Nachversicherung1?i5t““

mit der Beurlaubung ohne Dienstbezüge also jedenfaIB
ein Ausscheiden aus der versicherungsfreien Beschäftigung

und der Eintritt des Nachversicherungsfalles verbunden„

Nur ob die Nadhentrichtung der Beiträge sofort zu erfol—

gen hat oder aufgeschoben wird, hängt davon ab, ob es sich

‘" ‘_$.' .:.
‚““? '<'.
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bei dem Ausscheiden um eine vorübergehende Unterbrechung

der versicherungsfreien Beschäftigung handelt oder nicht
(ebenso außer Zimmer und Brackmann Jantz—Zweng, Das neue

Recht der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell—

ten, 2° Aufl„„ Anm„ zu @4252 RVG So 442‚ Anm° zu 5 4227 EVO
85 84 und 82; aA Hanow—Lehmann—Bogs‚ Rentenversicherung der

Arbeiter„ 5„ Aufl‚„ Rdnr° 6 a„E„ zu 5 4252; Komm„ zur RVG7

herausgegeben vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträger,

6° Aufl„ S 4252 Anm„ 4 a„E„)°

Ist der Kläger somit mit dem 50° April 4945 aus dem öffentli—

chen Dienst der Thüringer evangelischen Kirche LS° des Art.6

@ 48 Abs° 4 FANG ausgeschieden, so war er auch nach dem am

50„ April 4945 geltenden % 48 AVG aF für die Zeit, während

der er sonst versicherungspflichtig gewesen wäre‚ nachzuver—

sichern; denn aus der versicherungsfreien Beschäftigung ist

er ausgeschieden, ohne daß ihm Ruhegeld oder eine gleichwertige

Leistung aufgrund des Beschäftigungsverhültnisses geleistet

wurdeo Der Nachversicherungsfall ist am 50„ April 4945 unge—

achtet dessen eingetreten9 ob die Beiträge sofort nachzuent—

richten waren oder ob die Nachentrichtung der Beiträge aufge—

schoben war (BSG 52, 74, 72 und 76, 79)° Für den Kläger waren
die Beiträge aber sofort bei seinem Ausscheiden von der Thü—

ringer evangelischen Kirche als Arbeitgeber nachzuentrichten,

weil ein gesetzlicher Grund für den Aufschub der Nachentrich-

tung nicht bestanden hate Mit der Beurlaubung ohne Dienst—

bezüge vom 4° Mai 4945 an waren die Voraussetzungen für einen

Aufschub der Nachentrichtung der Beiträge wegen vorübergehen—

der Unterbrechung der versicherungsfreien Beschäftigung nach

5 5 Abs° 4 Aufschub—VO nicht gegeben° Eine vorübergehende
Unterbrechung LS° dieser Vorschrift liegt nur dann vor‚ wenn

beim Ausscheiden der erkennbare Wille der Rückkehr zu demselben

Bienstherrn bestanden hat und wenn er später die versicherunge—

freie Beschäftigung bei ihm tatsächlich wieder aufgenommen hat
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(Brackmann aaO S°'626 0 VI; Hanow—Lehmann—Bogs aaO, % 4405

Rdnro 9)° Der Kläger ist aber bei der Thüringer evangeli—

schen Kirche, seinem früheren Arbeitgeber, nicht wieder

versicherungsfrei beschäftigt worden° ' . &33;

Da dür den Kläger für die Zeit seiner versicheruhgsfreien

Beschäftigung in den Diensten der evangelisch—lutherischen

Kirche in Thüringen Beiträge nicht entrichtet worden sind,

ist er i„S„ des Art„ 6 5 48 Abs„4 FANGnicht nachversichert
worden° Die Nachversicherung für die Zet seiner versiche—

’ „_■rungsfreien Beschäftigung im öffentlichen kirchlichen Dienstr■fi”

bis zum 50° April 4945 ist aufgrund anderer Vorschriften

nicht erfolgt“ Dafür, daß diese Zeit bei der Bemessung einer,;fff

lebenslänglichen Alterss oder Hinterbliebenenversorgung be—
rücksichtigt wird, bestehen nach den Feststellungen im ange—

fochtcnen Urteil und dem Vorbringen der Beteiligten keine
Anhaltspunkto .i‘

Der Kläger gilt somit für die Zeit, währendder er im Dienst
der Thüringer evangelischen Kirche bis zum 50. April 4945

gemäß % 44, 5 42 Nr. 4 bis 5, 5 47 AVG aF versicherungäfrei

war (5 48 Abs‚4 Satz 4 AVG aF) und in der er sonst versiche—

rungspflichtig gewesen wäre — mit Ausnahme der Zeit seines

Kriegsdienstes, soweit Sie Ersatzzeit i„S. des 5 4265 RVO aF
ist (5 48 Abs. 4 Satz 5 AVG aF), nach Art, 6 5 48 FANGals
nachversichert° „ ‘‚„ ‚

.‘
.s

gf
_„

Für welche Zeiten bis zum 30° April 4945 diese Vorausset-

zungen im einzelnen erfüllt sind, läßt sich aufgrund der

Feststellungen in dem angefochtenen Urteil nicht beurtei—

len und entscheiden‚ Es kommen nach 5 48 Abs° 4 AVG aF
(= S 4242 a Abs° 4 RVO aF) nur solche Zeiten in Betracht, in

denen der Kläger gemäß 55 44, 42 Nr° 4 bis 5, 4? AVG aF fs
‘{S 469, 472Abs°# Nr„ 4, s 474, 1250RVGaF) versicherungs—‚-\frei

gewesen ist° Zeiten, in denen Versicherungsfreiheit
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aus anderen Gründen bestanden hat, scheiden von der Nach—

versicherungepflicht aus‚ weil der Kläger dann nicht "sonst

versicherungspflichtig" gewesen wäre„ Deshalb kann die

Zeit„ in der der Kläger zu seiner wissenschaftlichen Aus—

bildung für den zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig und

nach 5 12 Satz 1 Nr„ 4 AVG aF (@ 172 Abs„1 Nr„ 5 BVD aF)

versicherungsfrei gewesen ist, nicht berücksichtigt werden

(vglc hierzu BSG 17, 206 ff; BSG in SozR Nr„ 7 zu 5 72 G 151 =
Breithaupt 1971, 898; Brackmann aaO SO 626 f III, IV)„ In

dem angefochtenen Urteil fehlen Feststellungen darüber, in
welcher Zeit der Kläger zu seiner wissenschaftlichen Ausbil—

dung für den zukünftigen Beruf gegen Entgelt tätig gewesen

ist{ Es fehlen insbesondere Angaben darüber, zu welchem

Zeitpunkt er die zweite theologische Prüfung abgelegt hat

und wenn er zum Geistlichen ordiniert worden ist„ Ebenso

wäre der Kläger für solche Zeiten nicht "sonst versicherungs—

pflichtig gewesen"‚ in denen sein Entgelt für die Beschäfti—

gung als Pfarrer die Jahresarbeitsverdienstgrenze (JAV) über—
schritten hat„ Nach Art° 6 5 18 Abs„ } FANG stehen die Vor—

schriften über die Versicherungspflichtgrenze der Nachver—

sicherung in der Rentenversicherung der Angestellten nur dann

nicht entgegen, wenn ohne die Nachversicherung eine ausrei—

chende anderweitige Alters— und Hinterbliebenensicherung nicht

gewährleistet ist° Das LSG hat zwar festgestellt, die letzten

Dienstbezüge des Klägers als Pfarrer hätten etwa 465‚— RK

monatlich betragen„ Ob dabei das bei der JAV zu berücksichti—

gende Entgelt voll erfaßt ist, läßt sich den Feststellungen

im angefochtenen Urteil nicht entnehmenc Zudem besagen sie

nur etwas über die letzten Dienstbezügelnichts aber über die

in der vorhergehenden Zeit„ Deshalb kann nicht beurteilt

und entschieden werden, für welche Zei■üvor dem 1„ Mai 1945

der Kläger nachzuversichern war oder die Voraussetzungen des

Art„ 6 5 18 Abs„ } FANG für die fiktive Nachversicherung er—

füllt sind. Das LSG wird die dafür erforderlichen Feststel—

lungen noch zu treffen haben„
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IfDAU$ dié3ethiünäen'ist unten Äufhebüné des ääééföéhtenen
z

" Urteils der Rechtsstreit zur neuen Verhandlung und Ent-„*
‚muscheidung an das LSG zurückzuverweisen (5 170 SGG)

„}Da3 LSG wird bei seiner den Rechtsstreit
abschließenden

313ntseheidung auch darüber zu entscheiden haben, inwieweit
'}fd1e Beteiligten außergerichtliche Kosten des Revisions-F“
*£'verféhrehs zu erstatten haben„.
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